
Synopse 
Satzung über die Schülerbeförderung der Stadt Koblenz 

Aufgrund der Gesetzesänderung vom 31.12.2012 
 

Alte Fassung Neue Fassung 

Satzung 
der Stadt Koblenz über die Schülerbeförde-

rung in der Stadt Koblenz     
 

vom 16.05.2012 
 
Der Stadtrat hat aufgrund des § 24 der Ge-
meindeordnung (GemO) in der Fassung vom 
31.01.1994 (GVBl. S. 153, BS 2020-1), zuletzt 
geändert durch Landesgesetz vom 
02.03.2006 (GVBl. S.57) in Verbindung mit § 
69 und § 95 Abs. 2 des Landesgesetzes über 
die Schulen in Rheinland-Pfalz (Schulgesetz -
SchulG-) vom 30.03.2004 (GVBl.  S.239, BS 
223-1 sowie des Kommunalabgabengesetz 
(KAG) vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175, BS 
610-10) in den jeweils geltenden Fassungen, 
folgende Satzung beschlossen, die hiermit 
öffentlich bekannt gemacht wird: 

 

Satzung 
der Stadt Koblenz über die Schülerbeförde-

rung in der Stadt Koblenz     
 
 
 
Der Stadtrat hat aufgrund des § 24 der Ge-
meindeordnung (GemO) in der Fassung vom 
31.01.1994 (GVBl. S. 153, BS 2020-1), zu-
letzt geändert durch Landesgesetz vom 
02.03.2006 (GVBl. S.57) in Verbindung mit § 
69 und § 95 Abs. 2 des Landesgesetzes über 
die Schulen in Rheinland-Pfalz (Schulgesetz -
SchulG-) vom 30.03.2004 (GVBl.  S.239, BS 
223-1, zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Landesgesetzes vom 31.01.2012 (GVBl. 42) 
und § 33 des Landesgesetzes über die Ein-
richtung und Finanzierung von Schulen in 
freier Trägerschaft (Privatschulgesetz – 
PrivSchG-) vom 21.12.1957 (GVBl. 1958 S. 
15, BS 223-7) in der Fassung vom 
04.09.1970 (GVBl. S. 372) zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Landesgesetzes vom 
31.01.2012 (GVBl. 42) sowie des Kommunal-
abgabengesetz (KAG) vom 20.06.1995 
(GVBl. S. 175, BS 610-10) zuletzt geändert 
druch Landesgesetz vom 15.02.2011 (GVBl. 
S. 25) 
 
 
 folgende Satzung beschlossen, die hiermit 
öffentlich bekannt gemacht wird: 
 
Textänderung aufgrund gemeinsamer 
Empfehlung des Städte- und Landkreista-
ges  

§ 1 

Grundsatz 
 
Diese Satzung regelt in Ergänzung zu den 
gesetzlichen Bestimmungen der §§ 69, 95 
Abs. 2 SchulG und § 33 PrivSchG die grund-

§ 1 

Grundsatz 
 
Diese Satzung regelt die grundsätzlichen 
Voraussetzungen zur Übernahme und Aner-
kennung 
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sätzlichen Voraussetzungen zur Übernahme 
und Anerkennung 
 
1.der notwendigen Fahrkosten für die Beför-        
derung von Schülerinnen und Schülern  
zwischen dem Wohnort und den im Gebiet 
der Stadt gelegenen Schulen, 
 
2. der Beförderungskosten für Schülerinnen       
    und Schüler, die eine Schule außerhalb   
    von Rheinland-Pfalz besuchen und im   
   Gebiet der Stadt Ihren Wohnsitz haben. 
 
 

 
1. der notwendigen Fahrkosten für die 

Beförderung von Schülerinnen und 
Schülern wischen dem Wohnort und 
den im Gebiet der Stadt gelegenen 
Schulen,  

2. der Beförderungskosten für Schüle-
rinnen  und Schüler, die eine Schule 
außerhalb von Rheinland-Pfalz besu-
chen und im Gebiet der Stadt Ihren 
Wohnsitz haben. 

 
Textänderung aufgrund gemeinsamer 
Empfehlung des Städte- und Landkreista-
ges 

§ 2 

Schulweg 
 
Schulweg ist der kürzeste nicht besonders 
gefährliche Fußweg zwischen der 
Wohnung und der Schule. 

§ 2 

Schulweg 
 
Schulweg ist der kürzeste nicht besonders 
gefährliche Fußweg zwischen der Wohnung 
und der Schule. Er endet am ersten nutzba-
ren Zugang zum Schulgelände. 
 
Die Ergänzung erfolgt zur Klarstellung auf-
grund des Urteils des Verwaltungsgerichtes 
Koblenz Az.: 7 K 243/12.KO 
 

§ 3 
Anerkennung der notwendigen Beför-

derungskosten 
 
Als notwendige Beförderungskosten werden 
anerkannt 

 
1. bei der Benutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel das Beförderungsentgelt des 
jeweiligen Verkehrsträgers unter Be-
rücksichtigung möglicher Fahrpreiser-
mäßigungen für die preisgünstigste zu-
mutbare Verkehrsverbindung, 

 
2. bei Benutzung sonstiger Kraftfahrzeuge 

grundsätzlich der Preis der Schülermo-
natskarte des vergleichbaren öffentli-
chen Verkehrsmittels. 

§ 3 
Anerkennung der notwendigen Beför-

derungskosten 
 
Als notwendige Beförderungskosten werden 
anerkannt 

 
1. bei der Benutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel das Beförderungsentgelt des 
jeweiligen Verkehrsträgers unter Be-
rücksichtigung möglicher Fahrpreiser-
mäßigungen für die preisgünstigste zu-
mutbare Verkehrsverbindung, 

 
  2.   bei Benutzung sonstiger Kraftfahrzeuge   

  grundsätzlich der Preis der Schülermo-    
  natskarte des vergleichbaren öffentli-   
  chen Verkehrsmittels. 
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§ 4 
Voraussetzungen für den Einsatz von 

Schulbussen 
 
(1) Ist die Beförderung mit bestehenden 

öffentlichen Verkehrsmitteln nicht 
zumutbar, erfolgt diese durch einen 
Schulbus. 

 
(2) Die Benutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel ist in der Regel nicht zu-
mutbar, wenn 

 
1. die Länge der einfachen 

Wegstrecke zwischen der 
Wohnung und der Haltestelle 
sowie zwischen der Haltestelle 
und der Schule für die Grund-
schülerin bzw. den Grundschü-
ler insgesamt mehr als einen 
Kilometer und für die Haupt-
schülerin bzw. den Hauptschü-
ler insgesamt mehr als zwei Ki-
lometer beträgt oder 

 
2.  die Fahrzeit von der Haltestelle 

zur Schule für die Grundschüler 
bzw. den Grundschüler 30 Mi-
nuten und für die Hauptschüle-
rin bzw. den Hauptschüler 60 
Minuten überschreitet oder 

 
3. die Ankunft oder die Abfahrt des 

Verkehrsmittels in der Regel bei 
einer Grundschülerin bzw. ei-
nem Grundschüler jeweils nicht  
innerhalb von 15 Minuten, bei 
einer Hauptschülerin bzw. ei-
nem Hauptschüler nicht inner- 
halb von 30 Minuten vor Beginn 
und nach Ende des Unterrichts 
erfolgt. 

 
(3) Bei Schülerinnen und Schülern der 

Förderschulen entscheidet die 
Stadtverwaltung, ob aufgrund der 
Art und des Grades der Behinde-
rung die Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel zumutbar ist. 

§ 4 
Voraussetzungen für den Einsatz von 

Schulbussen 
 
Aufgrund der gemeinsamen Empfehlung  

De  des Städtetages und des Landkreistages 
wurde § 4 gestrichen und in die Richtli-
nien aufgenommen. 
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§ 5 

Beförderung zu Schulen in  
freier Trägerschaft 

 
      (1)  Beim Besuch von staatlich anerkann-

ten Realschulen, Realschulen plus 
oder Gymnasien in  freier Träger-
schaft, die Beiträge nach § 28 Abs. 1 
Privatschulgesetz erhalten, werden die 
Fahrkosten bis zur nächstgelegenen 
Realschule, Realschule plus oder 
Gymnasium in freier Trägerschaft ge-
zahlt. 
 

 
(2) Beim Besuch von Realschulen, Real-

schulen plus oder Gymnasien in freier 
Trägerschaft, die Zuschüsse nach § 
28 Abs. 6 Privatschulgesetz erhalten, 
werden die Fahrkosten bis zur nächst-
gelegenen öffentlichen Realschule, 
Realschule plus oder Gymnasien ge-
zahlt.  § 33 Abs. 2 Privatschulgesetz 
bleibt hiervon unberührt. 

 
 

§ 4 

Beförderung zu Schulen in  
freier Trägerschaft 

 
      (1)  Beim Besuch von staatlich anerkann-

ten Realschulen, Realschulen plus 
oder Gymnasien in  freier Träger-
schaft, die Beiträge nach § 28 Abs. 1 
Privatschulgesetz erhalten, werden 
die Fahrkosten bis zur nächstgelege-
nen Realschule, Realschule plus oder 
Gymnasium in freier Trägerschaft ge-
zahlt. 
 

 
(2) Beim Besuch von Realschulen, Real-

schulen plus oder Gymnasien in freier 
Trägerschaft, die Zuschüsse nach § 
28 Abs. 6 Privatschulgesetz erhalten, 
werden die Fahrkosten bis zur nächst-
gelegenen öffentlichen Realschule, 
Realschule plus oder Gymnasien ge-
zahlt.  § 33 Abs. 2 Privatschulgesetz 
bleibt hiervon unberührt. 

 
§ 5 wird § 4 der Satzung 

§ 6 

Eigenanteil 
 

(1) Für Schülerinnen und Schüler der Se-
kundarstufe II der Gymnasien und 

      Integrierten Gesamtschulen, in den   
      Vollzeitbildungsgängen der Fach-  
      schulen, für deren Besuch eine 

abgeschlossene Berufsausbildung 
nicht zwingend erforderlich ist sowie 
der beruflichen Gymnasien, der Fach-
oberschulen und der Berufsober-
schulen wird ein monatlicher Eigenan-
teil von 23 Euro festgesetzt. 
 

(2) Der Eigenanteil ist von den unterhalts-  
      pflichtigen Personensorgeberechtigten    
      bzw. von den volljährigen Schülerin  
      nen bzw. Schüler zu zahlen. 

 
(3) Die Anzahl der Beförderungsmonate,   
       in denen ein Eigenanteil zu zahlen ist,   
       wird jährlich vor Beginn des Schuljah-  
       res von der Stadtverwaltung festge    

§ 5 

Eigenanteil 
 

(1) Für Schülerinnen und Schüler der 
Sekundarstufe II der Gymnasien 
und Integrierten Gesamtschulen, in 
den Vollzeitbildungsgängen der 
Fachschulen, für deren Besuch ei-
ne abgeschlossene Berufsausbil-
dung nicht zwingend erforderlich ist 
sowie der beruflichen Gymnasien, 
der Berufsfachschulen mit Aus-
nahme der Berufsfachschulen I und 
II, der Fachoberschulen und der 
Berufsoberschulen wird ein monat-
licher Eigenanteil von 25 % des 
Preises für ein Monatsticket zur Nu-
tzung der öffentlichen Verkehrsmit-
tel erhoben. 

 
Die  ausdrückliche Nennung der Berufs-
fachschulen 1 und 2 erfolgt aufgrund der 
gemeinsamen Empfehlung des Städte- 
und Landkreistages. 
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       setzt. 
 

(4) Der Eigenanteil ist für das laufende   
      Schuljahr (Beginn 01.08.) in den Mo -        
      naten September bis Dezember und in   
      den Monaten Januar bis Juni des fol-  
     genden Kalenderjahres, in zehn 

           gleichen Raten, jeweils zum 15. eines   
           Monats zu zahlen.  
 
 
            Für den Monat, für den erstmals   
            Fahrtkosten übernommen werden, ist   
            der Eigenanteil Zu Beginn des Monats    
            zu zahlen. 
             

(5) Schülerinnen und Schüler, die Ver- 
      suchsschulen besuchen, zahlen für   
      die Dauer der schulorganisatorisch   
      festgelegten Versuchsphase keinen   
      Eigenanteil. 

 
    

 
Der prozentuale Eigenanteil wird bereits  
In Kaiserlautern mit 60% angewandt. Die  
Rechtmäßigkeit wurde durch Urteil des  
VG Neustadt an der Weinstraße Az.: 2 K  
1125/10.NW bestätigt. 
 
Durch die Festsetzung eines prozentua-
len Eigenanteils erfolgt automatisch auch 
eine entsprechende Anpassung bei Tarif-
erhöhungen. Eine Anpassung durch Sat-
zungsänderung ist künftig nicht mehr er-
forderlich.  
 
 
 
Bei gleich bleibenden Anmeldezahlen 
wie im Schuljahr 2012/13 würden 
- bei 40% Mehreinnahmen von 38.500 €, 
entstehen. 

 
(2) Der Eigenanteil ist von den unter-

haltspflichtigen Personensorgebe-
rechtigten bzw. von den volljähri-
gen Schülerinnen bzw. Schüler zu 
zahlen. 

 
(3) Die Anzahl der Beförderungsmona-

te, in denen ein Eigenanteil zu zah-
len ist, wird jährlich vor Beginn des 
Schuljahres von der Stadtverwal-
tung festgesetzt. 

 
(4) Der Eigenanteil ist für das laufende   

                 Schuljahr (Beginn 01.08.) in den        
                 Monaten September bis Dezember   
                 und in den Monaten Januar bis                                 
                 Juni des folgenden Kalenderjah-                 
                 res, in zehn gleichen Raten, je- 
                 weils zum 15. eines Monats zu    
                 zahlen.  
 
 
                 Für den Monat, für den erstmals   
                 Fahrtkosten übernommen werden,   
                 ist der Eigenanteil zu Beginn des   
                 Monats zu zahlen. 
             

(5) Schülerinnen und Schüler, die   
      Versuchsschulen besuchen, zahlen   
      für die Dauer der schulorganisatorisch   
      festgelegten Versuchsphase keinen  
      Eigenanteil. 
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§ 6 wird § 5 der Satzung 

§ 7 

Erlass des Eigenanteils 
 

(1) Der Eigenanteil wird erlassen, wenn 
die unterhaltspflichtigen Personensor-
geberechtigten oder die Schülerin 
bzw. der Schüler Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhaltes nach 
dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG 
erhalten. 

 
(2) Bei getrennt lebenden unterhaltspflich-

tigen Personensorgeberechtigten sind 
die Einkommensverhältnisse des oder 
der unterhaltspflichtigen Personensor-
geberechtigten zu Grunde zulegen, in 
dessen oder deren Haushalt die Schü-
lerin bzw. der Schüler lebt bzw. zuletzt 
gelebt hat. 

 
(3) Maßgebend sind die Verhältnisse zum 

Zeitpunkt der Antragsstellung. 
   

 
 

§ 6 

Erlass des Eigenanteils 
 
(1) Der Eigenanteil wird erlassen, wenn 

die unterhaltspflichtigen Personensor-
geberechtigten oder die Schülerin 
bzw. der Schüler Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhaltes nach 
dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG 
oder vergleichbare Leistungen erhal-
ten. 

  
 Ebenso wird der Eigenanteil erlassen, 

wenn die Schülerin oder der Schüler 
im Rahmen einer Maßnahme der §§ 
27, 33 SGB VIII in einer anderen als 
der Herkunftsfamilie, oder einer Maß-
nahme der §§ 27, 34 SGB VIII in ei-
nem Heim oder einer sonstigen be-
treuten Wohnform leben.  

 
(2) Bei getrennt lebenden unterhaltspflich-

tigen Personensorgeberechtigten sind 
die Einkommensverhältnisse des oder 
der unterhaltspflichtigen Personensor-
geberechtigten zu Grunde zulegen, in 
dessen oder deren Haushalt die Schü-
lerin bzw. der Schüler lebt bzw. zuletzt 
gelebt hat. 

 
(3) Maßgebend sind die Verhältnisse zum 

Zeitpunkt der Antragsstellung. 
  

§ 7 wird § 6 der Satzung   
 

Die Ergänzungen erfolgten zur Klarstel-
lung und der Sonderstellung von Schüle- 
rinnen und Schüler, die nach §§ 27,33  
SGBVIII in einer anderen Familie leben  
oder nach §§ 27, 34 SGB VIII in einem  
Heim oder sonstigen betreuten Wohnform 
 leben. 
Die unterhaltsverpflichteten Personensor-
geberechtigen sind häufig nicht bekannt 
und die Heranziehung der Schüler selbst, 
würde eine erhebliche Härte bedeuten.   
 

§ 8 § 7 
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Antragsverfahren 
 

 
(1) Schülerfahrtkosten werden auf Antrag 

übernommen. Dies gilt nicht für Schüle-
rinnen und Schüler der Grund- und För-
derschulen. Bei diesen Schulen werden 
für die in Frage kommenden Schülerin-
nen und Schüler Listen erstellt, die dem 
Schulverwaltungsamt zur Überprüfung 
und Bestellung der Jahreskarten vorge-
legt werden. 

 
(2) Antragsberechtigt sind die unterhalts-

pflichtigen Personensorgeberechtigten 
der Schülerin bzw. des Schülers oder 
die volljährige Schülerin bzw. der voll-
jährige Schüler. Für Schülerinnen und 
Schüler, die im Rahmen einer Maß-
nahme nach § 27 SGB VIII i.V.m. § 33 
SGB VIII in einer anderen Familie leben, 
sind die Pflegeeltern bzw. ein Elternteil 
antragsberechtigt. Für Schülerinnen und 
Schüler, die nach § 27 SGB VIII i.V.m. § 
34 SGB VIII in einem Heim oder in einer 
sonstigen betreuten Wohnform leben, 
kann der Antrag von dem örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe oder 
von der Heimleitung gestellt werden. 
Antragsberechtigt sind die unterhalts-
pflichtigen Personensorgeberechtigten 
der Schülerin bzw. des Schülers oder 
die volljährige Schülerin bzw. der voll-
jährige Schüler. 

 
(3) Es sind die von der Stadt bereitgestell-

ten Antragsformulare zu verwenden, die 
bei der Schule und der Stadtverwaltung 
erhältlich sind.  

 
 
(4) Schülerfahrtkosten werden vorn Zeit-

punkt der Antragstellung übernommen; 
eine rückwirkende Geltendmachung ist 
ausgeschlossen. 

 
(5) Der Antrag ist in der Regel für die Dauer 

des Schulbesuchs einmal zu stellen. Ein 
erneuter Antrag ist insbesondere erfor-
derlich, wenn sich der Wohnsitz der 
Schülerin bzw. des Schülers ändert, die 
Schülerin bzw. der Schüler die Schule 
wechselt oder die Beförderungsart sich 

Antragsverfahren 
 

 
(1)  Schülerfahrtkosten werden auf Antrag 

übernommen. Dies gilt nicht für Schüle-
rinnen und Schüler der Grund- und För-
derschulen. Bei diesen Schulen werden 
für die in Frage kommenden Schülerin-
nen und Schüler Listen erstellt, die dem 
Schulverwaltungsamt zur Überprüfung 
und Bestellung der Jahreskarten vorge-
legt werden. 

 
(2)     Antragsberechtigt sind die unterhalts- 
         pflichtigen Personensorgeberechtigten 

 der Schülerin bzw. des Schülers oder 
die volljährige Schülerin bzw. der voll-
jährige Schüler. Für Schülerinnen und 
Schüler, die im Rahmen einer Maß-
nahme nach § 27 SGB VIII i.V.m. § 33 
SGB VIII in einer anderen Familie leben, 
sind die Pflegeeltern bzw. ein Elternteil 
antragsberechtigt. Für Schülerinnen und 
Schüler, die nach § 27 SGB VIII i.V.m. § 
34 SGB VIII in einem Heim oder in einer 
sonstigen betreuten Wohnform leben, 
kann der Antrag von dem örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe oder 
von der Heimleitung gestellt werden. 
Antragsberechtigt sind die unterhalts-
pflichtigen Personensorgeberechtigten 
der Schülerin bzw. des Schülers oder 
die volljährige Schülerin bzw. der voll-
jährige Schüler. 

 
(3)   Es sind die von der Stadt bereitgestellten    

  Antragsformulare zu verwenden, die bei                     
der Schule und der Stadtverwaltung  
  erhältlich sind.  

 
 
(4)   Schülerfahrtkosten werden vorn Zeit-                                               
        punkt  der Antragstellung übernommen;       
        eine rückwirkende Geltendmachung ist    
       ausgeschlossen. 
 
(5)  Der Antrag ist in der Regel für die Dauer   
       des Schulbesuchs einmal zu stellen. Ein   
       erneuter Antrag ist insbesondere erfor-  
        derlich, wenn sich der Wohnsitz der   
        Schülerin bzw. des Schülers ändert, die  
        Schülerin bzw. der Schüler die Schule  
        wechselt oder die Beförderungsart sich  
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ändert.  
 
(6) Für Schülerinnen und Schüler der Se-

kundarstufe II ist der Antrag für jedes 
Schuljahr neu zu stellen. 

 
(7) Die Schulen händigen die Antragsfor-

mulare mit Aufnahmezusage den Schü-
lerinnen bzw. Schülern aus und über-
senden die ausgefüllten und unter-
schriebenen Anträge nach Bestätigung 
der Schulform bzw. der ersten Fremd-
sprache an die Stadtverwaltung.  

 
 
(8) Die Bewilligung der Fahrtkosten erfolgt 

für die Dauer eines Schuljahres. Sie 
verlängert sich jeweils für ein weiteres 
Schuljahr bis zum Ende des Schulbe-
suchs, wenn nicht vor Ablauf des Schul-
jahres die Verlängerung schriftlich abge-
lehnt wird. Änderungen der in dem An-
trag auf Schülerbeförderung gemachten 
Angaben (insbes. Wohnungswechsel 
der Schülerin bzw. des Schülers, 
Schulwechsel, Abbruch der Schule) sind 
der Stadtverwaltung unverzüglich mitzu-
teilen. Bei Wegfall der Voraussetzungen 
die der Bewilligung der Schülerbeförde-
rungskosten zu Grunde lagen (z. B. 
Länge des Schulweges, tatsächlicher 
Schulbesuch), entfällt die Übernahme 
der Beförderungskosten ab dem Zeit-
punkt, in dem die Veränderung eingetre-
ten ist. Die Fahrkarten sind in diesen 
Fällen zurückzugeben bzw. sind die im 
Zusammenhang mit der Nichtrückgabe 
entstehenden Kosten der Stadtverwal-
tung zu ersetzen. 

 
(9) Anträge, bei denen die Voraussetzun-

gen für die Übernahme von Fahrtkosten 
nicht gegeben sind, werden von der 
Stadtverwaltung Kaiserslautern unter 
Erteilung einer schriftlichen Begründung 
abgelehnt; dies gilt auch, falls die An-
träge nur teilweise begründet sind. 

 
(10) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinnge-

mäß für den Erlass des Eigenanteils. 
Der Antrag auf Erlass des Eigenanteils 
ist jährlich zu stellen. 

 

         ändert.  
 
(6)    Für Schülerinnen und Schüler der Se  
         kundarstufe II ist der Antrag für jedes  
         Schuljahr neu zu stellen. 
 
(7)   Die Schulen händigen die Antragsfor- 
        mulare mit Aufnahmezusage den Schü-  
        lerinnen bzw. Schülern aus und über 
        senden die ausgefüllten und unter- 
        schriebenen Anträge nach Bestätigung  
        der Schulform bzw. der ersten Fremd-  
        sprache an die Stadtverwaltung.  
 
 
(8)  Die Bewilligung der Fahrtkosten erfolgt 

 für die Dauer eines Schuljahres. Sie ver-
längert sich jeweils für ein weiteres 
Schuljahr bis zum Ende des Schulbe-
suchs, wenn nicht vor Ablauf des Schul-
jahres die Verlängerung schriftlich abge-
lehnt wird. Änderungen der in dem Antrag 
auf Schülerbeförderung gemachten An-
gaben (insbes. Wohnungswechsel der 
Schülerin bzw. des Schülers, Schulwech-
sel, Abbruch der Schule) sind der Stadt-
verwaltung unverzüglich mitzuteilen. Bei 
Wegfall der Voraussetzungen die der 
Bewilligung der Schülerbeförderungskos-
ten zu Grunde lagen (z. B. Länge des 
Schulweges, tatsächlicher Schulbesuch), 
entfällt die Übernahme der Beförde-
rungskosten ab dem Zeitpunkt, in dem 
die Veränderung eingetreten ist. Die 
Fahrkarten sind in diesen Fällen zurück-
zugeben bzw. sind die im Zusammen-
hang mit der Nichtrückgabe entstehen-
den Kosten der Stadtverwaltung zu er-
setzen. 

   
(9) Anträge, bei denen die Voraussetzungen 

für die Übernahme von Fahrtkosten nicht 
gegeben sind, werden von der Stadtver-
waltung Kaiserslautern unter Erteilung ei-
ner schriftlichen Begründung abgelehnt; 
dies gilt auch, falls die Anträge nur teil-
weise begründet sind. 

 
(10) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinnge-    

   mäß für den Erlass des Eigenanteils  
    Der Antrag auf Erlass des Eigenan- 
    Teils ist jährlich zu stellen. 
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§ 8 wird § 7 der Satzung 

§ 9 

Richtlinien zur Schülerbeförderung 
 
Die Stadt kann durch den Schulträger-
ausschuss weitere Regelungen zur 
Durchführung der Schülerbeförderung 
durch Richtlinien treffen. 

§ 8 

Richtlinien zur Schülerbeförderung 
 
Die Stadt kann durch Beschluss des 
Stadtrates weitere Regelungen zur Durch-
führung der Schülerbeförderung durch 
Richtlinien treffen. 
 
§ 9 wird § 8 der Satzung 

§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft. Sie 
ist erstmals für die Schülerbeförderung 
im Schuljahr 2010/11 anzuwenden. 
 

Koblenz,  20.07.2010 
 
Stadtverwaltung Koblenz 
 
 
 
Prof. Dr. Hofmann-Göttig 
Oberbürgermeister 
 

§ 9 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft. Sie 
ist erstmals für die Schülerbeförderung 
im Schuljahr 2013/14 anzuwenden. 
 

Koblenz,  
 
Stadtverwaltung Koblenz 
 
 
 
Prof. Dr. Hofmann-Göttig 
Oberbürgermeister 
 
§ 10 wird § 9 der Satzung  
 

 
 

 
 


